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Anordnung
zur Änderung der Anordnung

über Zuständigkeiten auf dem Gebiet
des Sprengstoffwesens und bei der

Beseitigung von Kampfmitteln
nach der Kampfmittelverordnung

Vom 8. Juli 2014

I
Die Anordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet

des Sprengstoffwesens und bei der Beseitigung von Kampf-
mitteln nach der Kampfmittelverordnung vom 12. Dezem-
ber 1995 (Amtl. Anz. S. 2961), zuletzt geändert am 20. Sep-
tember 2011 (Amtl. Anz. S. 2157, 2169), wird wie folgt geän-
dert:
1. Abschnitt III wird wie folgt geändert:
1.1 Absatz 1 wird einziger Absatz.
1.2 Absatz 2 wird aufgehoben.
2. Abschnitt V erhält folgende Fassung:

„V
Fachbehörde nach §§ 42 und 44 bis 46 des Bezirks-
verwaltungsgesetzes vom 6. Juli 2006 (HmbGVBl. S. 404,
452), zuletzt geändert am 17. Dezember 2013 (Hmb-
GVBl. S. 503, 522), in der jeweils geltenden Fassung ist
die Behörde für Gesundheit und Verbraucherschutz.“

II
Diese Anordnung tritt am 1. Oktober 2014 in Kraft.

Gegeben in der Versammlung des Senats,
Hamburg, den 8. Juli 2014.

Amtl. Anz. S. 1285

Bekanntgabe des Ergebnisses
einer allgemeinen Vorprüfung eines
Einzelfalles zur Feststellung, ob eine

Verpflichtung zur Durchführung einer
Umweltverträglichkeitsprüfung besteht
Die Hamburger Hochbahn AG hat beim Rechtsamt der

Behörde für Wirtschaft, Verkehr und Innovation für den
barrierefreien Ausbau der U-Bahn-Haltestelle Ochsenzoll
eine Plangenehmigung gemäß § 28 Absatz 1 a des Personen-
beförderungsgesetzes (PBefG) beantragt. Nach der allge-
meinen Vorprüfung des Einzelfalles wird von der Durch-
führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung für dieses
Vorhaben abgesehen. Das Vorhaben kann nach Einschät-
zung der Planfeststellungsbehörde auf Grund überschlägi-
ger Prüfung unter Berücksichtigung der gesetzlichen Krite-
rien keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen
haben, die nach § 12 UVPG zu berücksichtigen wären.
Diese Feststellung ist gemäß § 3 a Satz 3 UVPG nicht selbst-
ständig anfechtbar.

Hamburg, den 15. Juli 2014

Die Behörde für Wirtschaft, Verkehr und Innovation
Amtl. Anz. S. 1285

Beabsichtigung der Widmung
einer Wegefläche in der Paul-Dessau-Straße

Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:

Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) wird im
Bezirk Altona, Gemarkung Ottensen, Ortsteil 216, eine etwa
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33 m² große, in der Paul-Dessau-Straße liegende Wegefläche
(Flurstück 4621) mit sofortiger Wirkung dem öffentlichen
Verkehr gewidmet.

Die Pläne über den Verlauf der zu widmenden Fläche
liegen für die Dauer eines Monats während der Dienststun-
den im Foyer des Fachamtes Management des öffentlichen
Raumes des Bezirksamtes Altona, Jessenstraße 1-3, 22767
Hamburg, zur Einsicht für jedermann öffentlich aus. Wäh-
rend dieser Zeit können alle, deren Interessen durch die
beabsichtigte Maßnahme berührt werden, Einwendungen
(schriftlich oder zu Protokoll) dort vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 3. Juli 2014

Das Bezirksamt Altona
Amtl. Anz. S. 1285

Zehnte Änderung der Gebührenordnung
der Handelskammer Hamburg

Vom 19. Juni 2014

Das Plenum der Handelskammer Hamburg hat in seiner
Sitzung am 5. Juni 2014 gemäß § 4 des Gesetzes zur vorläu-
figen Regelung des Rechts der Industrie- und Handelskam-
mern in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs-
nummer 701-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, das
zuletzt durch Artikel 17 des Gesetzes vom 25. Juli 2013
(BGBl. I S. 2749) geändert worden ist, mit Genehmigung
der Aufsichtsbehörde beschlossen:
1. Der Gebührentarif der Gebührenordnung der Handels-

kammer Hamburg vom 10. Januar 2003 (Amtl. Anz. 
S. 572), zuletzt geändert am 19. Dezember 2012 (Amtl.
Anz. S. 2507), wird in den folgenden Punkten wie folgt
geändert und ergänzt:

Ziffer Gebührentatbestand Gebühr (e)

25. Finanzanlagenvermittler, Honorar-Finanzanlagenberater
25.1 Sachkundeprüfungen gem. § 34f Abs. 2 Nr. 4 GewO, auch in Verbindung 

mit § 34h Abs. 1 Satz 4 GewO
25.2.3 Erlaubnisverfahren gem. § 34h Abs. 1 GewO

a) eine Kategorie  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 240,00
b) zwei oder drei Kategorien  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 280,00

25.2.4 Erweiterung der Gewerbeerlaubnis gem. § 34h Abs. 1 GewO um eine oder zwei Kategorien  . . . . 30,00
25.2.5 Erlaubnisverfahren gem. § 34h Abs. 1 Satz 5 GewO mit Vorlage der bisherigen 

Erlaubnisurkunde nach § 34f Abs. 1 Satz 1 GewO . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 40,00
25.2.6 Anforderung des Prüfberichts gem. § 24 Abs.1 FinVermV . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 25,00 bis 100,00
25.2.7 Veranlassung einer außerordentlichen Prüfung nach § 24 Abs. 2 FinVermV . . . . . . . . . . . . . . . . . . 25,00 bis 150,00
25.2.8 Nachträgliche Überprüfung der Erlaubnisvoraussetzungen gem. § 34f Abs. 2 GewO, auch in Ver-

bindung mit § 34h Abs. 1 Satz 4 GewO, es sei denn, die Ziffern 25.2.9 oder 25.2.10 liegen vor  . . . 50,00 bis 140,00
25.2.9 Rücknahme/Widerruf gem. §§ 48 f. HmbVwVfG i.V.m. § 34f Abs. 2 GewO  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 100,00 bis 230,00
25.2.10 Rücknahme/Widerruf gem. §§ 48 f. HmbVwVfG i.V.m. § 34h Abs. 1 Satz 4 GewO 

i.V.m. § 34f Abs. 2 GewO . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 100,00 bis 230,00
25.2.11 Ersatzausstellung einer Erlaubnisurkunde . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 28,00
25.3.2 Eintragungen in das Register gem. § 34h Abs. 1 Satz 4 GewO 

i.V.m. § 34f Abs. 5 GewO (Gewerbetreibender)
a) Aufnahme in das Register  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 25,00
b) Änderungen innerhalb der Gewerbeanzeige  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . gebührenfrei
c) Änderungen außerhalb der Gewerbeanzeige  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 10,00 bis 30,00

25.3.3 Löschung aus dem Register gem. § 11a Abs. 3a GewO (Gewerbetreibender)  . . . . . . . . . . . . . . . . . . gebührenfrei
25.3.4 Eintragungen in das Register gem. § 34f Abs. 6 GewO (je mitwirkende Person)

a) Aufnahme in das Register im Zusammenhang mit einer Aufnahme des Gewerbetreibenden
in das Register (Ziffer 25.3.1 a)) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 13,00

b) Spätere Aufnahme in das Register  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 18,00
25.3.5 Eintragungen in das Register gem. § 34h Abs. 1 Satz 4 GewO

i.V.m. § 34f Abs. 6 GewO (je mitwirkende Person)
a) Aufnahme in das Register im Zusammenhang mit einer Aufnahme des Gewerbetreibenden

in das Register (Ziffer 25.3.2 a)) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 13,00
b) Spätere Aufnahme in das Register  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 18,00

25.3.6 Schriftliche Auskunft gem. § 11a Abs. 2 GewO  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15,00

2. Diese Änderungen treten am 1. August 2014 in Kraft.

Hamburg, den 19. Juni 2014

Handelskammer Hamburg
Fritz Horst Melsheimer Prof. Dr. Hans-Jörg Schmidt-Trenz

– Präses – – Hauptgeschäftsführer – Amtl. Anz. S. 1286
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Öffentliche Ausschreibung

a) Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt (BSU)
Amt für Umweltschutz, Bodenschutz/Altlasten – U 26
Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg,
Telefon: 040 / 4 28 40 - 35 64, Telefax: 040 / 4 27 31 - 07 52,
E-Mail: harald.fremdling@bsu.hamburg.de 

b) Öffentliche Ausschreibung nach der Vergabe- und Ver-
tragsordnung für Bauleistungen – Teil A (VOB/A)

c) Entfällt 

d) Ausführung von Bauleistungen

e) Bei der Wollkämmerei, Hamburg-Wilhelmsburg 

f) Vergabenummer: ÖA U2 258/14

Verlängerung einer Infiltrationsgalerie zur Stimulierung
eines biologischen Schadstoffabbaus im 1. Grundwasser-
leiter um ca. 115 m.

– Kampfmittelerkundung (Tiefensondierungen, bau-
begleitend).

– Bau von 18 ca. 20 m tiefen Infiltrationslanzen (Durch-
messer 63 mm, gesintertes HDPE, einschließlich
Schächten, DN 1000).

– Verlegung von 4 x 160 m Verbindungsleitungen PEHD
DA 40 in 0,8 m Tiefe. 

– Horizontalpressbohrung (Durchmesser DN 250) zur
Querung einer Strecke der Hamburger Hafenbahn
einschließlich Bau je eines Start- und Zielschachtes.

– Umbaumaßnahmen an 36 bestehenden Infiltrations-
lanzen.

– Modernisierung/Umbau von Magnetventilen in der
Grundwasserbehandlungsanlage „Groß Sand“. 

g) Nein 

h) Aufteilung in Lose: Nein 

i) Beginn: 45. Kalenderwoche 2014 
Ende: 8. Kalenderwoche 2015

j) Nebenangebote sind zugelassen.

k) Anforderung der Vergabeunterlagen, sowie Einsicht-
nahme vom 16. Juli 2014 bis 15. August 2014, montags
bis freitags von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr. 

Anschrift:
Freie und Hansestadt Hamburg, 
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt (BSU),
Zentrale Vergabeaufsicht (ZVA), 
Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg,
Raum E01.272, Telefax: 040 / 4 27 31 - 05 27

l) Höhe des Kostenbeitrages: 10,– Euro.

Erstattung: Nein

Zahlungsweise: Banküberweisung.

Schecks und Briefmarken werden nicht angenommen.

Empfänger: 
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt,
Zentrale Vergabeaufsicht (ZVA),
Konto-Nr.: 375 202 205, BLZ: 200 100 20,
IBAN DE50 2001 0020 0375 2022 05, 
BIC PBNKDEFF200 Hamburg,
Geldinstitut: Postbank Hamburg

Die Vergabeunterlagen werden nur versandt, wenn der
Nachweis über die Einzahlung vorliegt. Bei Bank- und
Postüberweisung bitte gleichzeitig Anforderungsschrei-
ben an die Anschrift Buchstabe k) schicken. 

m) Entfällt 

n) Die Angebote können bis zum 19. August 2014, 9.30 Uhr,
eingereicht werden. 

o) Anschrift: 
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt (BSU),
Zentrale Vergabeausicht (ZVA) 
– Eröffnungsstelle, Zimmer E01.421,
Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg 

p) Sie sind in deutscher Sprache abzufassen.

q) Die Eröffnung der Angebote findet statt am 19. August
2014 um 9.30 Uhr.
Anschrift: siehe Buchstabe o).
Bieter und ihre Bevollmächtigten.

r) Siehe Vergabeunterlagen.

s) Zahlungsbedingungen: Siehe Vergabeunterlagen. 

t) Gesamtschuldnerisch haftende Arbeitsgemeinschaft mit
bevollmächtigtem Vertreter.

u) Der Bieter hat zum Nachweis seiner Fachkunde, Leis-
tungsfähigkeit und Zuverlässigkeit auf Verlangen Anga-
ben gemäß § 6 Absatz 3 VOB/A zu machen. Auf Verlan-
gen hat der Bieter diese Angaben für eventuelle Nach-
unternehmen beizubringen. 

v) Die Zuschlagsfrist endet am 31. Oktober 2014. 

w) Beschwerdestelle:
Leiterin des Amtes für Umweltschutz
der Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt,
Telefax: 040 / 4 27 31 - 07 52

Hamburg, den 8. Juli 2014

Die Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt 511

Öffentliche Ausschreibung 

a) Landesbetrieb Straßen, Brücken und Gewässer
Zentrale Vergabestelle K 5,
Sachsenfeld 3-5, 20097 Hamburg,
Telefon: 040 / 4 28 26 - 24 27, Telefax: 040 / 4 27 31 - 14 48,
E-Mail: zentralevergabestelle@lsbg.hamburg.de 

b) Öffentliche Ausschreibung nach der Vergabe- und 
Vertragsordnung für Bauleistungen – Teil A (VOB/A)

c) Entfällt 
d) Öffentliche Ausschreibung 
e) Hamburg A7 Elbtunnel
f) Vergabenummer: ÖA-K5-260/14

Bauvorhaben
Wesentliche Leistungen:
Lieferung und Montage von 2500 m NYY-J 5 x 25 mm²,
2600 m NYY-J 5 x 4 mm², 106 Stück Feuchtraum-Wan-
nenleuchte 1 x 58 W, 52 Stück Steckdosenkombination,
106 Stück Kabelabzweigkasten, 2600 m Kupa-Rohr M 32,
2500 m Kupa-Rohr M 40 und Demontage Altinstallation
in Nachtarbeit.

ANZEIGENTEIL
Behördliche Mitteilungen
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g) Entfällt 

h) Entfällt

i) Beginn: 6. Oktober 2014
Ende: 7. November 2014

j) Nebenangebote sind zugelassen.

k) Anforderung der Vergabeunterlagen, 
sowie Einsichtnahme:

Vom 9. Juli 2014 bis 1. August 2014, montags bis freitags
von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr.

Anschrift:
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt, 
RB/ZVA, Zimmer E 01.272, 
Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg, 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 05 27

l) Höhe des Kostenbeitrages: 11,– Euro

Erstattung: Nein

Zahlungsweise: Banküberweisung, 
Schecks und Briefmarken werden nicht angenommen.

Empfänger: 
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt
Konto-Nr.: 375 202 205, BLZ: 200 100 20
IBAN: DE50 2001 0020 0375 2022 05
BIC: PBNKDEFF200 Hamburg
Geldinstitut: Postbank Hamburg

Die Vergabeunterlagen werden nur versandt, wenn der
Nachweis über die Einzahlung vorliegt. Bei Bank- und
Postüberweisung bitte gleichzeitig Anforderungsschrei-
ben an die Anschrift Buchstabe k) schicken.

m) Entfällt 

n) Die Angebote können bis zum 6. August 2014, 9.30 Uhr,
eingereicht werden. 

o) Anschrift: 
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt,
Eröffnungsstelle RB/ZVA, Zimmer E 01.421
Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg

p) Sie sind in deutscher Sprache abzufassen. 

q) Die Eröffnung der Angebote findet statt am 6. August
2014, 9.30 Uhr.

Anschrift: siehe Buchstabe o).

Bieter und ihre Bevollmächtigten.

r) Siehe Vergabeunterlagen.

s) Zahlungsbedingungen siehe Vergabeunterlagen.

t) Gesamtschuldnerisch haftende Arbeitsgemeinschaft mit
bevollmächtigtem Vertreter.

u) Der Bieter hat zum Nachweis seiner Fachkunde, Leis-
tungsfähigkeit und Zuverlässigkeit auf Verlangen Anga-
ben gemäß § 6 Absatz 3 VOB/A zu machen. Auf Verlan-
gen hat der Bieter diese Angaben für eventuelle Nach-
unternehmen beizubringen. 

Auf gesondertes Verlangen sind folgende Nachweise und
Angaben vorzulegen: 

Benennung des/der Geschäftsführer(s) bzw. sonstige ver-
antwortlich handelnde Personen, für die die Vergabe-
stelle eine Abfrage beim Register zum Schutz fairen
Wettbewerbs durchführen muss. Name, Vorname, Ge-
burtsdatum und Geburtsort dieser Personen. Einwilli-
gung dieser Personen in die Nutzung ihrer Daten für die
Abfrage beim Register zum Schutz des fairen Wettbe-
werbs. Bei Bietergemeinschaften wird jedes Einzelunter-
nehmen und deren Geschäftsführung abgefragt.  

v) Die Zuschlagsfrist endet am 5. September 2014. 

w) Beschwerdestelle: 
Landesbetrieb Straßen, Brücken und Gewässer, 
Geschäftsführer (GF), 
Sachsenfeld 3-5, 20097 Hamburg,
Telefax: 040 / 4 28 26 - 22 04 

Hamburg, den 8. Juli 2014

Die Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt 512

Auftragsbekanntmachung

ABSCHNITT I: ÖFFENTLICHER AUFTRAGGEBER

II.1) Name, Adressen und Kontaktstelle(n)

Offizielle Bezeichnung:

Freie und Hansestadt Hamburg, 
FB SBH | Schulbau Hamburg

Postanschrift: 

Freie und Hansestadt Hamburg,
FB SBH | Schulbau Hamburg, 
U 40, Einkauf/Vergabe, 
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg,
Deutschland

Kontaktstelle(n):

Zu Händen von: Frau Kirsten Spann

Telefon: +49 / 040 /4 28 23 - 62 68
Telefax: +49 / 040 /4 27 31 - 01 43
E-Mail: vergabestellesbh@sbh.fb.hamburg.de

Internet-Adresse(n): 
Hauptadresse des öffentlichen Auftraggebers/
des Auftraggebers: 

http://www.hamburg.de/schulbau/

Weitere Auskünfte erteilen: 

die oben genannten Kontaktstellen

Ausschreibungs- und ergänzende Unterlagen
(einschließlich Unterlagen für den wettbewerb-
lichen Dialog und ein dynamisches Beschaf-
fungssystem) verschicken:

die oben genannten Kontaktstellen

Angebote/Teilnahmeanträge sind zu richten an:

die oben genannten Kontaktstellen

I.2) Art des öffentlichen Auftraggebers

Regional- oder Lokalbehörde

I.3) Haupttätigkeit(en)

Allgemeine öffentliche Verwaltung

I.4) Auftragsvergabe im Auftrag 
anderer öffentlicher Auftraggeber

Der öffentliche Auftraggeber/Auftraggeber be-
schafft im Auftrag anderer öffentlicher Auftrag-
geber/Auftraggeber: Nein

ABSCHNITT II: AUFTRAGSGEGENSTAND

II.1) Beschreibung

II.1.1) Bezeichnung des Auftrags durch den öffentlichen
Auftraggeber:

Zubau für die Grundschule Lohkampstraße und
Umbau an der Stadtteilschule Eidelstedt, Loh-
kampstraße 145 in Hamburg – Objektplanung
gemäß § 34 HOAI 2013.
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II.1.2) Art des Auftrags sowie Ort der Ausführung, Lie-
ferung bzw. Dienstleistung:

Dienstleistungen

Dienstleistungskategorie Nr: 12

Architektur, technische Beratung und Planung,
integrierte technische Leistungen, Stadt- und
Landschaftsplanung, zugehörige wissenschaftli-
che und technische Beratung, technische Versu-
che und Analysen.

Hauptort der Ausführung, Lieferung 
oder Dienstleistungserbringung: Hamburg

NUTS-Code: DE600

II.1.3) Angaben zum öffentlichen Auftrag, zur Rahmen-
vereinbarung oder zum dynamischen Beschaf-
fungssystem (DBS):

Die Bekanntmachung betrifft einen öffentlichen
Auftrag.

II.1.4) Angaben zur Rahmenvereinbarung: –

II.1.5) Kurze Beschreibung des Auftrags oder Beschaf-
fungsvorhabens: 

Die Freie und Hansestadt Hamburg hat zum 
1. Januar 2013 gemäß § 26 (1) Landeshaushalts-
ordnung den Landesbetrieb SBH | Schulbau
Hamburg (nachstehend SBH genannt) gegrün-
det. Dieser Landesbetrieb hat die Aufgabe, die
Schulimmobilien unter Berücksichtigung der
schulischen Belange nach wirtschaftlichen Grund-
sätzen zu planen, zu bauen, zu unterhalten und zu
bewirtschaften und die mehr als 400 Schulen an
die Behörde für Schule und Berufsbildung (BSB)
zu vermieten. Die Schulimmobilien umfassen
sämtliche für schulische Zwecke genutzten
Grundstücke und Gebäude der staatlichen und
beruflichen Schulen. Die Grundstücksfläche be-
trägt etwa 9,1 Mio. m² und die Hauptnutzungs-
fläche etwa 3,1 Mio. m².

In dieser Tätigkeit wurde SBH beauftragt, den
Zubau für die Grundschule Lohkampstraße und
den Umbau an der Stadtteilschule Eidelstedt am
Standort Lohkampstraße 145 zu realisieren. Der
Standort Lohkampstraße 145 befindet sich im
Hamburger Stadtteil Eidelstedt. Den Standort
teilen sich die Grundschule Lohkampstraße und
die Stadtteilschule Eidelstedt. Der vorgesehene
Zubau soll in Form eines Anbaus an die Stadtteil-
schule (Gebäude 03) realisiert werden – Ziel ist
die gemeinsame Nutzung einer Mensa. Zusätz-
lich sollen Unterrichts- und Ganztagsflächen ent-
stehen und die Verwaltung räumlich optimiert
werden. 

Folgende Maßnahmen sollen im Einzelnen reali-
siert werden (Angaben in Hauptnutzfläche):
Grundschule Lohkampstraße – Zubau

– 140 m2 für Ganztagszwecke (24 m2 Koordinie-
rungsbüro, 116 m2 Essenseinnahmefläche)

– 163 m2 Lehrer- und Verwaltungsbereich + Dif-
ferenzierungsfläche

– 183 m2 Gemeinschafts- und Sammlungsfläche
Stadtteilschule Eidelstedt – Umbau

– 300 m2 für Ganztagszwecke (48 m2 Aufwärm-
und Verteilerküche, 252 m2 Essenseinnahme-
fläche)

– 100 m2 Umnutzung von Lehrer- und Verwal-
tungsflächen ggf. kleinere Zubauten.

Bei der Planung ist sowohl auf das pädagogische
Konzept der Schule als auch auf die Charakteris-
tika der Schulanlage (Ensemblewirkung, Adress-
bildung) einzugehen. 
Budget: Für die Umsetzung der Gesamtmaß-
nahme ist ein Budget von ca. 2,61 Mio. Euro
(brutto) gemäß DIN 276 Kostengruppen 200-700
vorgesehen. Die Maßnahme soll bis Ende 2016
abgeschlossen sein.
Die zu vergebenden Leistungen bestehen aus:
Leistungsphasen 1 (anteilig) bis 2 gemäß § 34
HOAI, Objektplanung.
Leistungsphasen 3 bis 9 gemäß § 34 HOAI, Ob-
jektplanung als optionale Beauftragung durch
Bestimmung des AG (ggf. in noch von dem Auf-
traggeber festzulegenden Stufen). 
Die Schulleitung nimmt in beratender Funktion
an den Angebotsverhandlungen teil. Ggf. werden
weitere Vertreter aus behördlichem Kontext in
beratender Funktion teilnehmen (Bezirk). Die
Vergabestelle lässt sich in der operativen Umset-
zung dieses VOF-Verfahrens durch das büro luch-
terhandt, Hamburg, unterstützen und beratend
begleiten.

II.1.6) Gemeinsames Vokabular für öffentliche Aufträge
(CPV)
Hauptgegenstand: 71240000

II.1.7) Auftrag fällt unter das Beschaffungsübereinkom-
men (GPA): Ja

II.1.8) Lose: Nein

II.1.9) Varianten/Alternativangebote sind zulässig: –

II.2) Menge oder Umfang des Auftrags

II.2.1) Gesamtmenge bzw. -umfang:
Gemäß Schwellenwertberechnung wird das Ho-
norarvolumen auf rund 222.000,– Euro (netto) in-
klusive Nebenkosten und ohne Umsatzsteuer ge-
schätzt.
Geschätzter Wert ohne MwSt: 222.000,– Euro

II.2.2) Angaben zu Optionen: Ja
Leistungsphasen 3 bis 9 Objektplanung gemäß 
§ 34 HOAI als optionale Beauftragung durch Be-
stimmung der AG (ggf. in noch von der Auftrag-
geberin festzulegenden Stufen).

II.2.3) Angaben zur Vertragsverlängerung:
Dieser Auftrag kann verlängert werden: Nein

II.3) Vertragslaufzeit bzw. 
Beginn und Ende der Auftragsausführung:
Laufzeit: 30 Monate ab Auftragsvergabe

ABSCHNITT III: RECHTLICHE, WIRTSCHAFT-
LICHE, FINANZIELLE UND TECHNI-
SCHE INFORMATIONEN

III.1) Bedingungen für den Auftrag

III.1.1) Geforderte Kautionen und Sicherheiten: 
Deckungssummen der Berufshaftpflicht:
Deckungssummen für Personenschäden von
mindestens 1.500.000,– Euro (pro Schadensfall)
und für sonstige Schäden von mindestens
500.000,– Euro (pro Schadensfall) bei einem in
der EU zugelassenen Haftpflichtversicherer oder
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Kreditinstitut. Versicherungsnachweise bei Bie-
tergemeinschaften müssen von jedem Mitglied
einzeln und die Deckungssummen in voller
Höhe nachgewiesen werden. Es ist der Nachweis
zu erbringen, dass die Maximierung der Ersatz-
leistung mindestens das Zweifache der Versiche-
rungssumme beträgt, d.h. die Versicherung muss
bestätigen, dass für den Fall, dass bei der Bewer-
berin bzw. dem Bewerber mehrere Versiche-
rungsfälle in einem Jahr eintreten (z.B. aus ande-
ren Verträgen mit anderen Auftraggebern), die
Obergrenze für die Zahlungsverpflichtung der
Versicherung bei mindestens dem Zweifachen
der oben stehenden Versicherungssummen liegt.
Die Auftraggeberin behält sich vor, die Höhe der
oben geforderten Mindestdeckungssummen im
weiteren Verfahren zum Gegenstand der Ver-
handlungen zu erklären. In diesem Zusammen-
hang erklärt der/die Bewerber/innen insofern
seine bzw. ihre Bereitschaft sowohl zur Anpas-
sung auf die oben geforderten Mindestdeckungs-
summen als auch im Bedarfsfall zur Erhöhung
der oben geforderten Mindestdeckungssummen.
(Die schriftliche Bestätigung der Versicherung
der Bewerber/innen, die Berufshaftpflicht im
Auftragsfall auf die geforderten Höhen anzuhe-
ben, oder zum Abschluss einer objektbezogenen
Versicherung bereit zu sein ist als Nachweis aus-
reichend.)

III.1.2) Wesentliche Finanzierungs- und Zahlungsbedin-
gungen bzw. Verweis auf die maßgeblichen Vor-
schriften: –

III.1.3) Rechtsform der Bietergemeinschaft, an die der
Auftrag vergeben wird:
Bietergemeinschaften sind zugelassen, wenn
jedes Mitglied der Bietergemeinschaft gesamt-
schuldnerisch haftet und ein Mitglied als Pro-
jektleiter und Ansprechpartner dem Auftragge-
ber gegenüber benannt und mit unbeschränkter
Vertretungsbefugnis ausgestattet wird.

III.1.4) Sonstige besondere Bedingungen:
Für die Ausführung des Auftrags gelten beson-
dere Bedingungen: Ja
Der Auftragnehmer sowie sämtliche mit der Aus-
führung befassten Beschäftigten desselben wer-
den nach Maßgabe des Gesetzes über die förm-
liche Verpflichtung nichtbeamteter Personen
(Verpflichtungsgesetz) vom 2. März 1974, geän-
dert durch das Gesetz vom 15. August 1974,
durch die zuständige Stelle des Auftraggebers
gesondert verpflichtet. 

III.2) Teilnahmebedingungen

III.2.1) Persönliche Lage des Wirtschaftsteilnehmers so-
wie Auflagen hinsichtlich der Eintragung in
einem Berufs- oder Handelsregister
Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen:
Für den Teilnahmeantrag ist ein Bewerbungsbo-
gen inkl. sämtlicher Vordrucke auszufüllen. Diese
sind schriftlich oder unter der E-Mail vergabe-
stellesbh@sbh.fb.hamburg.de anzufordern. Es
sind nur Bewerbungen mit vollständig ausgefüll-
tem und unterschriebenem Bewerbungsbogen
sowie der beigefügten Vordrucke und den darin
geforderten Angaben und Anlagen einzureichen.
Der Bewerbungsbogen und die Vordrucke sind in

den Originalen an den gekennzeichneten Stellen
zu unterschreiben. Gescannte oder kopierte Un-
terschriften werden nicht zugelassen. Mehrfach-
beteiligungen in personell identischer Form wer-
den nicht zugelassen. Bewerbungen per E-Mail
sind nicht zulässig. Die Bewerbungsfrist ist zwin-
gend einzuhalten. Die Bildung einer Bieterge-
meinschaft ist möglich, die Bieter müssen bereit
sein, bei Auftragserteilung eine Arbeitsgemein-
schaft zu bilden. Jedes Mitglied der Bieterge-
meinschaft hat die geforderten Unterlagen, Er-
klärungen und Nachweise vorzulegen, wobei
jedes Mitglied seine Eignung für die Leistung
nachweisen muss, die es übernehmen soll; die
Aufteilung ist anzugeben. Der Bewerbungsbogen
ist für eine Bietergemeinschaft nur einmal vorzu-
legen. Angaben der Bewerber gemäß VOF § 4 (2),
(3); § 4 (6) a) bis g), (9) a) bis e); § 5 (1). Die
Durchführung der Leistungen soll gemäß § 2 (3)
unabhängig von Ausführungs- und Lieferinteres-
sen erfolgen. Mit demTeilnahmeantrag sind fol-
gende Unterlagen, Nachweise und Erklärungen
abzugeben:
Vollständig ausgefüllter Bewerbungsbogen inkl.
folgender Erklärungen und Nachweise:
– Anlage 1A: Nachweis über die Eintragung im

Berufs- bzw. Handelsregister nach Maßgabe
der jeweiligen Rechtsvorschrift (in Kopie)

– Anlage 1B: Erklärungen darüber, dass keiner
der in § 4 Abs. 6 a) bis g) sowie § 4 Abs. 9 a) bis
e) VOF genannten Ausschlussgründe auf den
Bewerber zutrifft (Vordruck)

– Anlage 1C: Erklärung, ob und auf welche Art
der Bewerber auf den Antrag bezogen in rele-
vanter Weise mit anderen zusammenarbeitet
(Vordruck)

– Anlage 1D: Bereitschaft zur Verpflichtung
gemäß Verpflichtungsgesetz (Vordruck)

– Anlage 1E: Bevollmächtigung des Vertreters
bei Bietergemeinschaften (Vordruck)

– Anlage 1F: Angaben zu Auftragsteilen in einer
Bietergemeinschaft (Vordruck)

– Anlage 1G: Erklärung über die Leistungsbe-
reitstellung bei Unterauftragsnehmern (Vor-
druck)

– Anlage 1H: Eigenerklärung zur Tariftreue und
zur Zahlung eines Mindestlohnes § 3 Hambur-
gisches Vergabegesetz (Vordruck)

– Anlage 1I: Eigenerklärung über geleistete
Steuerzahlungen und Sozialabgaben (Vor-
druck), die Nachweise in Kopie werden mit
dem Honorarangebot abgefordert

– Anlage 2A: Bescheinigung über eine abge-
schlossene Berufshaftpflichtversicherung mit
den unter III.1.1 genannten Deckungssum-
men (in Kopie) und die schriftliche Erklärung
der Bereitschaft einer etwaigen Anhebung
gemäß Ziffer III.1.1. Bei Bietergemeinschaften
siehe Ziffer III.1.1

– Anlage 3A: Nachweis über die Berufszulas-
sung oder Bescheinigung über die berufliche
Befähigung des Bewerbers und der für die
Leistung vorgesehenen Person (Anlage: 3A-1)
(in Kopie)

– Anlage 3B: Darstellung von zwei vergleichba-
ren Referenzprojekten (siehe III.2.3) mit Refe-
renzschreiben.



Dienstag, den 15. Juli 2014 1291Amtl. Anz. Nr. 55

Die aufgezählten Nachweise müssen aktuell (bis
auf Kammerurkunden, Diplom-Urkunden und
Referenzschreiben), d.h. nicht älter als 12 Monate
und noch gültig sein. Die geforderten Unterlagen
sind bei Bietergemeinschaften für alle Mitglieder
vorzulegen, wobei jedes Mitglied seine Eignung
für die Leistungnachweisen muss, die es über-
nehmen soll; die Aufteilung ist anzugeben. Aus-
ländische Bewerber können an der Stelle der
geforderten Eignungsnachweise auch vergleich-
bare Nachweise vorlegen. Sie werden anerkannt,
wenn diese nach Maßgabe der Rechtsvorschriften
des Staates, indem das Unternehmen ansässig ist,
erstellt wurden. Da die Amtssprache für dieses
Verfahren Deutsch ist, sind alle fremdsprachigen
Urkunden oder Nachweise zu übersetzen. Eine
eigenverantwortliche Übersetzung ist ausrei-
chend. Etwaige Übersetzungskosten trägt der
Bewerber selbst. Eine beglaubigte Kopie ist nicht
notwendig. Das Format der Unterlagen soll DIN
A4 nicht überschreiten. Lediglich die Illustration
der Referenzen soll im Format DIN A3 erfolgen.
Die einzureichenden Unterlagen sind deutlich
sichtbar mit Ziffern und Buchstaben in der im
Bewerbungsformular vorgegebenen Reihenfolge
zu kennzeichnen. Die Seiten werden bitte durch-
gehend nummeriert. Die Bewerbung und zuge-
hörige Unterlagen werden nicht zurückgesandt.
Die Bewerbung ist in einem als Teilnahmeantrag
(mit Angabe der Vergabenummer) gekennzeich-
neten, verschlossenen Umschlag einzureichen.
Die Vergabestelle behält sich vor, weitere Anga-
ben zu fordern.

III.2.2) Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit
Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen:
a) Aktueller Nachweis (nicht älter als 12 Monate
und noch gültig) der Berufshaftpflichtversiche-
rung oder eine entsprechende, umfassende Bank-
erklärung (mind. 1,5 Mio. Euro für Personen-
schäden, mind. 0,5 Mio. Euro für sonstige Schä-
den).
b) Erklärung über den Teilumsatz des Bewerbers
für den Leistungsbereich gemäß § 34 HOAI 2013
in den letzten drei Geschäftsjahren (je Jahr; 2011,
2012, 2013) (§ 5 Abs. 4 c VOF). Geforderter Min-
deststandard: Der durchschnittliche Jahresteil-
umsatz muss mindestens 200.000 Euro (netto)
erreichen. Sofern in Bietergemeinschaft bzw. mit
Unterbeauftragungen angeboten wird, muss die
Jahresgesamtsumme aller Bieter der Gemein-
schaft bzw. inkl. der Unterauftragnehmer zusam-
men den genannten Mindestwert erreichen. In
der Erklärung sind die Umsatzzahlen jeweils pro
Mitglied der Bietergemeinschaft oder Unterbe-
auftragung einzeln anzugeben.
Um auch Berufsanfängern die Möglichkeit der
Teilnahme am Verhandlungsverfahren zu eröff-
nen sieht § 5 Abs. 4 VOF aus berechtigten Grün-
den (z.B. erst vor Kurzem erfolgte Unterneh-
mensgründung) vor, dass die Leistungsfähigkeit
durch andere, als geeignet erachtete Belege nach-
gewiesen werden kann (z.B. über die Höhe des
Haftungskapitals, Bürgschaftserklärungen Drit-
ter o.ä.).

III.2.3) Technische Leistungsfähigkeit
Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: 

a) Angabe der im Jahresdurchschnitt beschäftig-
ten Mitarbeiter und Führungskräfte der letzten
drei Jahre (je Jahr 2011, 2012, 2013). Geforderter
Mindeststandard: mind. 2 Mitarbeiter/innen im
Durchschnitt der letzten drei Jahre im Bereich
Objektplanung gemäß § 34 HOAI. Bietergemein-
schaften können diese Anforderung gemeinsam
erfüllen.

b) Nachweis der beruflichen Befähigung des
Bewerbers und der für die Leistung vorgesehe-
nen Person. Geforderter Mindeststandard: Ar-
chitektin/Architekt für die Leistungen der Ob-
jektplanung gemäß § 34 HOAI (vgl. III.3.1).

c) Nachweis der erbrachten Leistungen für 2 Pro-
jekte für den Leistungsbereich gemäß § 34 HOAI.
Die Projekte müssen innerhalb der vergangenen
sechs Jahre (Stichtag 1.1.2008) mit dem Ab-
schluss der Leistungsphase 8 und Übergabe an
die Nutzer realisiert worden sein. Entsprechende
Referenzen sind unter Angabe der Projektbe-
schreibung, Angabe der erbrachten Leistungen
gemäß HOAI (Leistungsbild und Leistungspha-
sen), Angabe des Leistungszeitraums von Leis-
tungsphase 1 bis Abschluss Leistungsphase 8 und
Übergabe an den Nutzer, Angabe der Baukosten
(KG 300+400 gemäß DIN 276), Angabe der bear-
beiteten Bruttogrundfläche für Referenzen
gemäß § 34 HOAI 2013 (BGFa gemäß DIN 277),
der Nennung der maßgeblich beteiligten Projekt-
leiter/in und ggf. beteiligte Unterauftragneh-
mer/ARGE-Partner, der Nennung des Bauherren
mit Ansprechpartner und Telefonnummer und
Referenzschreiben oder Referenzbestätigung des
Bauherren einzureichen. Die vergleichbaren
Referenzprojekte sind auf maximal je einem Blatt
DINA3 (einseitig) detailliert zu visualisieren.
Textuelle Ausführungen zu den Referenzen erfol-
gen bitte im Bewerberbogen. Aus den Referenzen
soll die Qualifikation des Bewerbers hinsichtlich
Erfahrung mit vergleichbaren Projekten ersicht-
lich werden. Näheres hierzu siehe Abschnitt 3.
des Auswahlbogens. 

Geforderter Mindeststandard: Mit den Referen-
zen ist zwingend eine Erfahrung mit öffentlichen
Auftraggebern nachzuweisen.

III.2.4) Angaben zu vorbehaltenen Aufträgen: –

III.3) Besondere Bedingungen für 
Dienstleistungsaufträge

III.3.1) Angaben zu einem besonderen Berufsstand:

Die Erbringung der Dienstleistung ist einem be-
sonderen Berufsstand vorbehalten: Ja

Geforderte Berufsqualifikation gemäß § 19 VOF.
Als Berufsqualifikation wird der Beruf Archi-
tekt/in für die Leistungen gemäß § 34 HOAI 2013
gefordert. Juristische Personen sind zugelassen,
wenn sie für die Durchführung der Aufgabe ver-
antwortliche Berufsangehörige gemäß vorange-
gangenem Satz benennen.

III.3.2) Für die Erbringung der Dienstleistung verant-
wortliches Personal: 

Juristische Personen müssen die Namen und die
beruflichen Qualifikationen der Personen ange-
ben, die für die Erbringung der Dienstleistung
verantwortlich sind: Ja
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ABSCHNITT IV: VERFAHREN

IV.1) Verfahrensart

IV.1.1) Verfahrensart: Verhandlungsverfahren
Einige Bewerber sind bereits ausgewählt worden:
Nein

IV.1.2) Beschränkung der Zahl der Wirtschaftsteilneh-
mer, die zur Angebotsabgabe bzw. Teilnahme auf-
gefordert werden: 
Geplante Mindestzahl: 3, Höchstzahl: 5
Objektive Kriterien für die Auswahl der begrenz-
ten Zahl von Bewerbern: 
Alle Bewerber, die einen Teilnahmeantrag fristge-
recht eingereicht haben und die formellen Min-
destkriterien/-anforderungen erfüllen, sind für
die Wertung der Auswahlkriterien zugelassen.
Der Auftraggeber wählt anhand der erteilten
Auskünfte über die Eignung der Bewerber sowie
anhand der Auskünfte und Formalien, die zur
Beurteilung der von diesen zu erfüllenden wirt-
schaftlichen und technischen Mindestanforde-
rungen erforderlich sind, unter den Bewerbern,
die nicht ausgeschlossen wurden und die die ge-
nannten Anforderungen erfüllen, diejenigen aus,
die er zur Verhandlung auffordert. Die Auswahl
erfolgt anhand der für den Leistungsbereich der
Objektplanung gem. § 34 HOAI eingereichten
zwei Referenzprojekte jeweils in den Kriterien:
vergleichbare Größe (0-1 Punkt), vergleichbare
Bauaufgabe (0-2 Punkte), vergleichbares Leis-
tungsbild (0-1 Punkt), vergleichbare angestrebte
Qualität (0-2 Punkte), Vorliegen Referenzschrei-
ben/Referenzbestätigung des Bauherrn (0-1
Punkt). Insgesamt können somit maximal 14
Punkte erreicht werden. Näheres hierzu siehe
Abschnitt 3. des Auswahlbogens. Der dabei ver-
wendete Auswahlbogen mit den formalen Krite-
rien, Mindestanforderungen und Auswahlkrite-
rien wird mit dem Bewerbungsbogen versandt.
Erfüllen mehrere Bewerber gleichermaßen die
Anforderungen und ist die Bewerberzahl nach
einer objektiven Auswahl entsprechend der zu
Grunde gelegten Kriterien zu hoch, behält sich
die Vergabestelle vor, die Teilnehmeranzahl zu
erhöhen oder gem. § 10 (3) VOF unter den ver-
bliebenen Bewerbern zu losen.

IV.1.3) Verringerung der Zahl der Wirtschaftsteilnehmer
im Laufe der Verhandlung bzw. des Dialogs: 
Abwicklung des Verfahrens in aufeinander fol-
genden Phasen zwecks schrittweiser Verringe-
rung der Zahl der zu erörternden Lösungen bzw.
zu verhandelnden Angebote: Nein

IV.2) Zuschlagskriterien

IV.2.1) Zuschlagskriterien:
Das wirtschaftlich günstigste Angebot in Bezug
auf die nachstehenden Kriterien:
Kriterien Gewichtung
1. Fachlicher Wert 20 %
2. Qualität 25 %
3. Kundendienst und

technische Hilfe 15 %
4. Leistungszeitpunkt und

Ausführungszeitraum 10 %
5. Preis/Honorar 30 %

IV.2.2) Angaben zur elektronischen Auktion
Eine elektronische Auktion wird durchgeführt:
Nein

IV.3) Verwaltungsangaben

IV.3.1) Aktenzeichen beim öffentlichen Auftraggeber:
SBH VOF 021/2014

IV.3.2) Frühere Bekanntmachungen desselben Auftrags:
Nein

IV.3.3) Bedingungen für den Erhalt von Ausschrei-
bungs- und ergänzenden Unterlagen bzw. der
Beschreibung:
Schlusstermin für die Anforderung von Unter-
lagen oder die Einsichtnahme: 1. August 2014,
14.00 Uhr
Kostenpflichtige Unterlagen: Nein

IV.3.4) Schlusstermin für den Eingang der Angebote
oder Teilnahmeanträge:
4. August 2014, 14.00 Uhr

IV.3.5) Tag der Absendung der Aufforderung zur Ange-
botsabgabe bzw. zur Teilnahme an ausgewählte
Bewerber: –

IV.3.6) Sprache(n), in der (denen) Angebote oder Teil-
nahmeanträge verfasst werden können: 
Folgende Amtssprache(n) der EU: DE

IV.3.7) Bindefrist des Angebots: –

IV.3.8) Bedingungen für die Öffnung der Angebote: –

ABSCHNITT VI: WEITERE ANGABEN

VI.1) Angaben zur Wiederkehr des Auftrags: 
Dies ist ein wiederkehrender Auftrag: Nein

VI.2) Angaben zu Mitteln der Europäischen Union:
Auftrag steht in Verbindung mit einem Vorhaben
und/oder Programm, das aus Mitteln der Europä-
ischen Union finanziert wird: Nein

VI.3) Zusätzliche Angaben: 
Anfragen von Bewerbern werden in anonymisier-
ter Form nebst Beantwortung auf der folgenden
Homepage veröffentlicht:
http://www.hamburg.de/fb/sbh-ausschreibungen/
Vorläufige Termine des Teilnahmewettbewerbs
mit anschließendem Verhandlungsverfahren: Ver-
sendung der Angebotsaufforderung 34./35. Ka-
lenderwoche 2014; Submissionstermin der Ho-
norarangebote 37./38. Kalenderwoche 2014; Ver-
handlungsgespräche 39./40. Kalenderwoche 2014.
Die Beauftragung erfolgt stufenweise.

VI.4) Rechtsbehelfsverfahren/
Nachprüfungsverfahren

VI.4.1) Zuständige Stelle für Rechtsbehelfs-/
Nachprüfungsverfahren
Offizielle Bezeichnung:
Vergabekammer der Behörde 
für Stadtentwicklung und Umwelt
Postanschrift:
Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg,
Deutschland
Telefax: +49 / 040 / 4 28 40 - 20 39
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VI.4.2) Einlegung von Rechtsbehelfen (siehe Abschnitt
VI.4.2 oder ggf. Abschnitt VI.4.3)
Genaue Angaben zu den Fristen für die Ein-
legung von Rechtsbehelfen: 
Gemäß § 107 Absatz 1 GWB leitet die Vergabe-
kammer ein Nachprüfungsverfahren nur auf
Antrag ein. Der Antrag ist gemäß § 107 Absatz 3
Nr. 1 GWB unzulässig, wenn der Antragsteller
den gerügten Verstoß gegen Vergabevorschriften
im Vergabeverfahren erkannt und gegenüber dem
Auftraggeber nicht unverzüglich gerügt hat. Die
Rüge gilt nur dann als unverzüglich, wenn sie
nicht später als 14 Kalendertage nach Kenntnis
des behaupteten Verstoßes eingelegt wird.
Des Weiteren ist gemäß § 107 Absatz 3 Nr. 4
GWB der Nachprüfungsantrag unzulässig, wenn
mehr als 15 Tage nach Eingang der Mitteilung
des Auftraggebers, einer Rüge nicht abhelfen zu
wollen, vergangen sind.

VI.4.3) Stelle, die Auskünfte über die Einlegung von
Rechtsbehelfen erteilt: 
Offizielle Bezeichnung:
SBH | Schulbau Hamburg, 
Rechtsabteilung U 1, 
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg,
Deutschland
Telefax: +49 / 040 /4 27 31 - 01 43
E-Mail: vergabestellesbh@sbh.fb.hamburg.de

VI.5) Tag der Absendung dieser Bekanntmachung:
3. Juli 2014

Hamburg, den 3. Juli 2014

Die Finanzbehörde 513

Auftragsbekanntmachung

ABSCHNITT I: ÖFFENTLICHER AUFTRAGGEBER

I.1) Name, Adressen und Kontaktstelle(n)
Offizielle Bezeichnung:
Freie und Hansestadt Hamburg
Finanzbehörde
Beschaffung und Strategischer Einkauf 
für Hamburg
Postanschrift: 
Gänsemarkt 36, 20354 Hamburg, Deutschland
Kontaktstelle(n):
Freie und Hansestadt Hamburg
Finanzbehörde
Beschaffung und Strategischer Einkauf 
für Hamburg
Zu Händen Herrn Axel Eggebrecht
Telefax: +49 / 040 / 4 28 23 - 13 64
E-Mail:  ausschreibungen@fb.hamburg.de
Internet-Adresse: 
www.ausschreibungen.hamburg.de
Weitere Auskünfte erteilen: 
Sonstige: siehe Anhang A.I
Ausschreibungs- und ergänzende Unterlagen
(einschließlich Unterlagen für den wettbewerbli-
chenDialog und ein dynamisches Beschaffungs-
system) verschicken:
Sonstige: siehe Anhang A.II 

Angebote/Teilnahmeanträge sind zu richten an:

Sonstige: siehe Anhang A.III

I.2) Art des öffentlichen Auftraggebers

Regional- oder Lokalbehörde

I.3) Haupttätigkeit(en)

Allgemeine öffentliche Verwaltung

I.4) Auftragsvergabe im Auftrag 
anderer öffentlicher Auftraggeber

Der öffentliche Auftraggeber beschafft im Auf-
trag anderer öffentlicher Auftraggeber: Nein

ABSCHNITT II: AUFTRAGSGEGENSTAND

II.1) Beschreibung

II.1.1) Bezeichnung des Auftrags durch den öffentlichen
Auftraggeber:

Umweltverträgliche Verwertung/Beseitigung von
Datenträgern der Freien und Hansestadt Ham-
burg (FHH) einschließlich logistischer Dienst-
leistungen.

II.1.2) Art des Auftrags sowie Ort der Ausführung, Lie-
ferung bzw. Dienstleistung:

Dienstleistungen

Dienstleistungskategorie Nr: 16

Abfall- und Abwasserbeseitigung, sanitäre und
ähnliche Dienstleistungen

Hauptort der Ausführung, Lieferung 
oder Dienstleistungserbringung: Hamburg

NUTS-Code: DE600

II.1.3) Angaben zum öffentlichen Auftrag, zur Rahmen-
vereinbarung oder zum dynamischen Beschaf-
fungssystem (DBS):

Die Bekanntmachung betrifft den Abschluss
einer Rahmenvereinbarung.

II.1.4) Angaben zur Rahmenvereinbarung: 

Rahmenvereinbarung mit mehreren Wirtschafts-
teilnehmern.

Höchstzahl: 4 der an der geplanten Rahmenver-
einbarung Beteiligten.

Laufzeit der Rahmenvereinbarung: 3 Jahre

II.1.5) Kurze Beschreibung des Auftrags oder Beschaf-
fungsvorhabens: 

Die Freie und Hansestadt Hamburg (FHH) – Fi-
nanzbehörde – als Auftraggeber (AG) beabsichtigt
den Abschluss eines Vertrages über die umwelt-
verträgliche Verwertung/Beseitigung von Daten-
trägern aller Schulen, Hochschulen, Behörden,
Bezirksämter und weiteren Dienststellen der
FHH.

II.1.6) Gemeinsames Vokabular für öffentliche Aufträge
(CPV)

Hauptgegenstand: 90500000

II.1.7) Auftrag fällt unter das Beschaffungsübereinkom-
men (GPA): Ja

II.1.8) Lose

Aufteilung des Auftrags in Lose: Ja

Angebote sind möglich für alle Lose.
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II.1.9) Angaben über Varianten/Alternativangebote
Varianten/Alternativangebote sind zulässig: Nein

II.2) Menge oder Umfang des Auftrags

II.2.1) Gesamtmenge bzw. -umfang:
Mengen der Datenträgerabholungen pro Jahr für
die Lose 1 bis 4: 
Los 1: Bezirke Altrona und Eimsbüttel ca. 2900
Behälter und ca. 430 Aktenvernichtungssäcke.
Los 2: Bezirke Bergedorf und Harburg ca. 930
Behälter und ca. 20 Aktenvernichtungssäcke.
Los 3: Bezirk Mitte ca. 7800 Behälter und ca. 900
Aktenvernichtungssäcke.
Los 4: Bezirke Nord und Wandsbek ca. 4300
Behälter.

II.2.2) Angaben zu Optionen: Nein

II.2.3) Angaben zur Vertragsverlängerung:
Dieser Auftrag kann verlängert werden: Ja
Zahl der möglichen Verlängerungen: 1
Voraussichtlicher Zeitrahmen für Folgeaufträge
bei verlängerbaren Liefer- oder Dienstleistungs-
aufträgen: 12 Monate

II.3) Vertragslaufzeit bzw. 
Beginn und Ende der Auftragsausführung: 
Beginn: 1. Oktober 2014
Abschluss: 30. September 2018

ABSCHNITT III: RECHTLICHE, WIRTSCHAFT-
LICHE, FINANZIELLE UND TECHNI-
SCHE INFORMATIONEN

III.1) Bedingungen für den Auftrag

III.1.1) Geforderte Kautionen und Sicherheiten: –

III.1.2) Wesentliche Finanzierungs- und Zahlungsbedin-
gungen bzw. Verweis auf die maßgeblichen Vor-
schriften: –

III.1.3) Rechtsform der Bietergemeinschaft, an die der
Auftrag vergeben wird: –

III.1.4) Sonstige besondere Bedingungen: 
Für die Ausführung des Auftrags gelten beson-
dere Bedingungen: Ja
Darlegung der besonderen Bedingungen: Der
Bieter hat mit Abgabe seines Angebotes eine
Eigenerklärung zur Tariftreue und zur Zahlung
eines Mindestlohnes gemäß § 3 Hamburgisches
Vergabegesetz abzugeben.

III.2) Teilnahmebedingungen

III.2.1) Persönliche Lage des Wirtschaftsteilnehmers
sowie Auflagen hinsichtlich der Eintragung in
einem Berufs- oder Handelsregister
Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: 
Die nachstehend geforderten Angaben, Erklä-
rungen und Nachweise sind dem Teilnahmean-
trag beizufügen. Das Fehlen oder die Unvollstän-
digkeit auch nur einer der Unterlagen, Angaben,
Erklärungen und Nachweise, kann zum Aus-
schluss des Bewerbers vom weiteren Vergabever-
fahren führen. Dies gilt ebenfalls für die unter-
III.2.2) und III.2.3) geforderten Angaben, Erklä-
rungen und Nachweise. Von allen Bietern ist eine

Eigenerklärung zur Zuverlässigkeit abzugeben.
Die Angaben werden ggf. von der Vergabestelle
durch eine Auskunft aus dem Gewerbezentral-
register nach § 150 a Gewerbeordnung (GewO)
überprüft; von ausländischen Bietern wird ggf.
eine gleichwertige Bescheinigung ihres Her-
kunftslandes gefordert. Eigenerklärung zu
schweren Verfehlungen. Falls zutreffend: Unter-
schriebene Erklärung Bietergemeinschaft. 

III.2.2) Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähig-
keit

Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: 

Aktuelle Nachweise über die vollständige Ent-
richtung von Steuern (Unbedenklichkeitsbe-
scheinigung zum Nachweis der steuerlichen Zu-
verlässigkeit bzw. Bescheinigung in Steuersa-
chen) und Beiträgen zur gesetzlichen Sozialversi-
cherung; jeweils nicht älter als drei Monate. Der
Bieter hat mit dem Angebot den Nachweis dar-
über zu erbringen, dass er im Berufs- oder Han-
delsregister nach Maßgabe der Rechtsvorschrif-
ten des Landes der Gemeinschaft oder des Ver-
tragsstaates des EWR-Abkommens eingetragen
ist, in dem er ansässig ist (§ 7(8) VOL/A). Ein
aktueller Auszug ist dem Angebot beizufügen.
Der AN haftet in vollem Umfang nach den ein-
schlägigen vertraglichen und gesetzlichen Be-
stimmungen. Bei der Einschaltung von Nachun-
ternehmen, Erfüllungsgehilfen und sonstigen Be-
auftragten haftet der AN für sämtliche Pflichtver-
letzungen so, als wenn er selbst tätig geworden
wäre. Außerdem hat der AN den AG und die
Bedarfsstellen von sämtlichen Schadensersatzan-
sprüchen Dritter freizuhalten, die im Zusam-
menhang mit einer Verletzung der vom AN nach
dieser Leistungsbeschreibung übernommenen
Pflichten gegen den AG oder die Bedarfsstellen
geltend gemacht werden sollten. Der AN ver-
pflichtet sich, eine diese Haftung abdeckende
Betriebshaftpflichtversicherung in folgender Höhe
(je Schadensereignis) abzuschließen: Pauschal
für Personen-und Sachschäden: 3 Mio. Euro, Ver-
mögensschäden: 100.000,– Euro 2-fach maxi-
miert p.a. Der Nachweis eines entsprechenden
Versicherungsvertrages sowie über die zuletzt
gezahlte Versicherungsprämie ist innerhalb von
14 Kalendertagen nach Zuschlagserteilung ge-
genüber dem AG zu erbringen.

III.2.3) Technische Leistungsfähigkeit

Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: 

Referenzliste für vergleichbare Leistungen mit
Nennung der Ansprechpartner. Folgende Anga-
ben zu jeder Nr. sind erforderlich:

1. Material (z.B. Papier, Metalle, Kunststoff).

2. Beschreibung der Verwertungs-/Beseitigungs-
verfahren (z.B. Umweltverträglichkeit, Techni-
ken und Temperatur, Verwertungs-/Beseitigungs-
anteil je Material in %).

3. Ort der Verwertungs-/Beseitigungsanlagen. Ge-
naue schriftliche und bildliche Beschreibung der
zu verwendenden Behälter. Auf einem gesonder-
ten Blatt, das dem Angebot als Anlage A3 bei-
zufügen ist, sind alle erforderlichen Genehmi-
gungen (z.B. Transportgenehmigungen, Geneh-
migungsnachweise zur Datenverarbeitung nach
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den datenschutzrechtlichen Bestimmungen, Ver-
pflichtung der Mitarbeiter auf das Datengeheim-
nis nach den datenschutzrechtlichen Bestimmun-
gen) und Verwertungs-/Entsorgungsnachweise
(z.B. Sammelverwertungs-/entsorgungsnachweise,
Anlagegenehmigungen nach BImschG, Zwi-
schenlager etc.) tabellarisch jeweils unter Angabe
der Genehmigungslaufzeiten aufzuführen. 
Zertifikat „Entsorgungsfachbetrieb“. Der Bieter
hat seinem Angebot ein gültiges Zertifikat „Ent-
sorgungsfachbetrieb“ nach § 52 Abs. 1, Gesetz zur
Förderung der Kreislaufwirtschaft und Siche-
rung der umweltverträglichen Beseitigung von
Abfällen (Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz
– KrW-/AbfG), das zumindest das Einsammeln
und Befördern von aus der Leistungsbeschrei-
bung ersichtlichen Abfällen beinhaltet.

III.2.4) Angaben zu vorbehaltenen Aufträgen: –

III.3) Besondere Bedingungen für 
Dienstleistungsaufträge

III.3.1) Angaben zu einem besonderen Berufsstand: Nein

III.3.2) Juristische Personen müssen die Namen und die
berufliche Qualifikation der Personen angeben,
die für die Erbringung der Dienstleistung verant-
wortlich sind: Nein

ABSCHNITT IV: VERFAHREN

IV.1) Verfahrensart

IV.1.1) Verfahrensart: Offen

IV.1.2) Beschränkung der Zahl der Wirtschaftsteilneh-
mer, die zur Angebotsabgabe bzw. Teilnahme auf-
gefordert werden: –

IV.1.3) Verringerung der Zahl der Wirtschaftsteilnehmer
im Laufe der Verhandlung bzw. des Dialogs: –

IV.2) Zuschlagskriterien

IV.2.1) Zuschlagskriterien:
Das wirtschaftlich günstigste Angebot in Bezug
auf die nachstehenden Kriterien:
Kriterien Gewichtung
1. Preis 90 %
2. Energieeffizienz 10 %

IV.2.2) Angaben zur elektronischen Auktion
Eine elektronische Auktion wird durchgeführt:
Nein

IV.3) Verwaltungsangaben

IV.3.1) Aktenzeichen beim öffentlichen Auftraggeber:
2014000058

IV.3.2) Frühere Bekanntmachungen desselben Auftrags:
Nein

IV.3.3) Bedingungen für den Erhalt von Ausschrei-
bungs- und ergänzenden Unterlagen
Schlusstermin für die Anforderung von oder Ein-
sicht in Unterlagen: 7. August 2014, 10.00 Uhr
Die Unterlagen sind kostenpflichtig: Ja
Preis: 5,– Euro
Zahlungsbedingungen und -weise:
Über das Online-Portal Hamburg-Service (gate-
way.hamburg.de) können Sie sich für die elektro-

nische Vergabe registrieren und erhalten dort die
Verdingungsunterlagen kostenfrei. Die Aus-
schreibungsunterlagen können dort auch schrift-
lich gegen Voreinsendung von 5,– Euro an die
Finanzbehörde Hamburg, 
Hauptgeschäftsstelle, Zimmer 100, 
Gänsemarkt 36, 20354 Hamburg, 
Postbank Hamburg, 
Kontonummer 391336-206, BLZ 200 100 20,
IBAN-Nummer : DE02 2001 0020 0391 3362 06,
BIC: PBNKDEFF
unter der Projektnummer 2014000058 angefor-
dert oder montags bis freitags von 9.00 Uhr bis
14.00 Uhr eingesehen oder erworben werden.

IV.3.4) Schlusstermin für den Eingang der Angebote
oder Teilnahmeanträge:
14. August 2014, 10.00 Uhr

IV.3.5) Tag der Absendung der Aufforderung zur Ange-
botsabgabe bzw. zur Teilnahme an ausgewählte
Bewerber: –

IV.3.6) Sprache(n), in der (denen) Angebote oder Teil-
nahmeanträge verfasst werden können: 
Folgende Amtssprache(n) der EU: DE

IV.3.7) Bindefrist des Angebots:
Bis 30. September 2014

IV.3.8) Bedingungen für die Öffnung der Angebote: –

ABSCHNITT VI: ZUSÄTZLICHE INFORMATIONEN

VI.1) Angaben zur Wiederkehr des Auftrags: Nein

VI.2) Auftrag steht in Verbindung mit einem Vorha-
ben und/oder Programm, das aus Mitteln der-
Europäischen Union finanziert wird: Nein

VI.3) Zusätzliche Angaben: –

VI.4) Rechtsbehelfsverfahren/
Nachprüfungsverfahren

VI.4.1) Zuständige Stelle für Rechtsbehelfs-/
Nachprüfungsverfahren
Offizielle Bezeichnung: 
Vergabekammer bei der Finanzbehörde
Postanschrift: 
Große Bleichen 27, 20354 Hamburg, 
Deutschland

VI.4.2) Einlegung von Rechtsbehelfen (siehe Abschnitt
VI.4.2 oder ggf. Abschnitt VI.4.3)
Gemäß § 107 Abs. 1 GWB leitet die Vergabekam-
mer ein Nachprüfungsverfahren nur auf Antrag
ein. Der Antrag ist gemäß § 107 Abs. 3 Nr. 1 GWB
unzulässig, wenn der Antragsteller den gerügten
Verstoß gegen Vergabevorschriften im Vergabe-
verfahren erkannt und gegenüber dem Auftragge-
ber nicht unverzüglich gerügt hat. Die Rüge gilt
nur dann als unverzüglich, wenn sie nicht später
als 14 Kalendertage nach Kenntnis des behaupte-
ten Verstoßes eingelegt wird. 
Des Weiteren ist gemäß § 107 Abs. 3 Nr. 4 GWB
der Nachprüfungsantrag unzulässig, wenn mehr
als 15 Tage nach Eingang der Mitteilung des Auf-
traggebers, einer Rüge nicht abhelfen zu wollen,
vergangen sind.

VI.4.3) Stelle, die Auskünfte über die Einlegung von
Rechtsbehelfen erteilt: –
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VI.5) Tag der Absendung dieser Bekanntmachung:

3. Juli 2014

ANHANG A

SONSTIGE ADRESSEN UND KONTAKTSTELLEN

I) Adressen und Kontaktstellen, bei denen nähere
Auskünfte erhältlich sind: 

Offizielle Bezeichnung:

Freie und Hansestadt Hamburg

Finanzbehörde

Beschaffung und Strategischer Einkauf 
für Hamburg

Postanschrift: 

Gänsemarkt 36, 20354 Hamburg, Deutschland

Kontaktstelle(n): 

Freie und Hansestadt Hamburg

Finanzbehörde

Beschaffung und Strategischer Einkauf 
für Hamburg

Zu Händen Herrn Axel Eggebrecht
Telefax: +49 / 040 / 4 28 23 - 13 64
E-Mail:  ausschreibungen@fb.hamburg.de

II) Adressen und Kontaktstellen, bei denen Ver-
dingungs-/Ausschreibungs- und ergänzende
Unterlagen erhältlich sind (einschließlich
Unterlagen für den wettbewerblichen Dialog
und ein dynamisches Beschaffungssystem)

Offizielle Bezeichnung:

Freie und Hansestadt Hamburg

Finanzbehörde Hamburg, 

Postanschrift: 

Gänsemarkt 36, 20354 Hamburg, Deutschland

Kontaktstelle(n):

Hauptgeschäftsstelle, Zimmer 100
Telefax: +49 / 040 /4 28 23 - 14 02

III) Adressen und Kontaktstellen, an die Angebote/
Teilnahmeanträge zu senden sind

Offizielle Bezeichnung:

Freie und Hansestadt Hamburg

Finanzbehörde Hamburg, 

Postanschrift: 

Gänsemarkt 36, 20354 Hamburg, Deutschland

Kontaktstelle(n):

Hauptgeschäftsstelle, Zimmer 100
Telefax: +49 / 040 /4 28 23 - 14 02

ANHANG B

ANGABE ZU DEN LOSEN

Bezeichnung des Auftrags durch den öffentlichen Auf-
traggeber: Umweltverträgliche Verwertung/Beseitigung
von Datenträgern der Freien und Hansestadt Hamburg
(FHH) einschließlich logistischer Dienstleistungen

Los-Nr. 1

Bezeichnung: Umweltverträgliche Verwertung/Beseitigung
von Datenträgern der Freien und Hansestadt Hamburg
(FHH) einschließlich logistischer Dienstleistungen

1) Kurze Beschreibung:

Los 1: Bezirke Altona und Eimsbüttel

2) Gemeinsames Vokabular für öffentliche Auf-
träge (CPV)

Hauptgegenstand: 90500000

3) Menge oder Umfang: –

4) Abweichung vom Beginn der Vergabeverfahren
und/oder von der Vertragslaufzeit: –

5) Zusätzliche Angaben zu den Losen: –

Los-Nr. 2

Bezeichnung: Umweltverträgliche Verwertung/Beseitigung
von Datenträgern der Freien und Hansestadt Hamburg
(FHH) einschließlich logistischer Dienstleistungen

1) Kurze Beschreibung:

Los 2: Bezirke Bergedorf und Harburg

2) Gemeinsames Vokabular für öffentliche Auf-
träge (CPV)

Hauptgegenstand: 90500000

3) Menge oder Umfang: –

4) Abweichung vom Beginn der Vergabeverfahren
und/oder von der Vertragslaufzeit: –

5) Zusätzliche Angaben zu den Losen: –

Los-Nr. 3

Bezeichnung: Umweltverträgliche Verwertung/Beseitigung
von Datenträgern der Freien und Hansestadt Hamburg
(FHH) einschließlich logistischer Dienstleistungen

1) Kurze Beschreibung:

Los 3: Bezirk Mitte

2) Gemeinsames Vokabular für öffentliche Auf-
träge (CPV)

Hauptgegenstand: 90500000

3) Menge oder Umfang: –

4) Abweichung vom Beginn der Vergabeverfahren
und/oder von der Vertragslaufzeit: –

5) Zusätzliche Angaben zu den Losen: –

Los-Nr. 4

Bezeichnung: Umweltverträgliche Verwertung/Beseitigung
von Datenträgern der Freien und Hansestadt Hamburg
(FHH) einschließlich logistischer Dienstleistungen

1) Kurze Beschreibung:

Los 4: Bezirke Nord und Wandsbek

2) Gemeinsames Vokabular für öffentliche Auf-
träge (CPV)

Hauptgegenstand: 90500000

3) Menge oder Umfang: –

4) Abweichung vom Beginn der Vergabeverfahren
und/oder von der Vertragslaufzeit: –

5) Zusätzliche Angaben zu den Losen: –

Hamburg, den 4. Juli 2014

Die Finanzbehörde 514
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Öffentliche Ausschreibung
der Verwaltung der Freien und Hansestadt Hamburg

Die Finanzbehörde Hamburg, Gänsemarkt 36, 20354
Hamburg, schreibt die Glas- und Gebäudereinigung in der
Uni Hamburg, Große Elbstraße und Olbersweg, 22767
Hamburg, unter der Projektnummer 2014000056 öffentlich
aus. 

Vergabeart: Öffentliche Ausschreibung 

Ende der Angebotsfrist: 5. August 2014, 14.00 Uhr 

Ende der Bindefrist: 28. November 2014 

Ausführungsfrist: 1. Dezember 2014 bis auf Weiteres 

Über das Online-Portal Hamburg-Service (gateway.
hamburg.de) können Sie sich für die elektronische Vergabe
registrieren und erhalten dort die Verdingungsunterlagen
kostenfrei. 

Hinweis: Bei der Abgabe seines Angebotes hat der Bie-
ter zum Nachweis seiner Zuverlässigkeit eine Erklärung
gemäß § 6 Absatz 5 Buchstabe c VOL/A abzugeben.

Hamburg, den 7. Juli 2014

Die Finanzbehörde

Sonstige Mitteilungen

Auftragsbekanntmachung
(Richtlinie 2004/18/EG)

ABSCHNITT I: ÖFFENTLICHER AUFTRAGGEBER
I.1) Name, Adressen und Kontaktstelle(n)

Offizielle Bezeichnung:
Deutsches Elektronen-Synchrotron DESY
Postanschrift:
Notkestraße 85, 22607 Hamburg, Deutschland
Kontaktstelle(n):
Zu Händen von Frau Roy
Telefon: +49 / 40 / 89 98 - 24 80
Telefax: +49 / 40 / 89 98 - 40 09
E-Mail: warenwirtschaft.v4sk@desy.de
Internet-Adresse(n)
Hauptadresse des öffentlichen Auftraggebers:
http://www.desy.de
Weitere Auskünfte erteilen:
die oben genannten Kontaktstellen
Ausschreibungs- und ergänzende Unterlagen
(einschließlich Unterlagen für den wettbewerb-
lichen Dialog und ein dynamisches Beschaf-
fungssystem) verschicken: 
die oben genannten Kontaktstellen
Angebote oder Teilnahmeanträge sind zu richten
an: 
die oben genannten Kontaktstellen

I.2) Art des öffentlichen Auftraggebers: 
Öffentlich geförderte Stiftung bürgerlichen Rechts

I.3) Haupttätigkeit(en)
Forschung

I.4) Auftragsvergabe im Auftrag anderer öffent-
licher Auftraggeber
Der öffentliche Auftraggeber beschafft im Auf-
trag anderer öffentlicher Auftraggeber: Nein

ABSCHNITT II: AUFTRAGSGEGENSTAND

II.1) Beschreibung

II.1.1) Bezeichnung des Auftrags durch den öffentlichen
Auftraggeber:
Herstellung und Lieferung von Aluminiumka-
beln. Los 1 (185 mm2 und 240 mm2) und Los 2
Kupferkabel N2XH-O1x95 mm2 RM.

II.1.2) Art des Auftrags und Ort der Ausführung, Liefe-
rung bzw. Dienstleistung
Lieferauftrag
Kauf
Hauptort der Ausführung, Lieferung oder Dienst-
leistungserbringung:
Deutsches Elektronen-Synchrotron DESY
Notkestraße 85, 22607 Hamburg
NUTS-Code: DE600

II.1.3) Angaben zum öffentlichen Auftrag, zur Rahmen-
vereinbarung oder zum dynamischen Beschaf-
fungssystem (DBS): 
Die Bekanntmachung betrifft einen öffentlichen
Auftrag.

II.1.4) Angaben zur Rahmenvereinbarung: –

II.1.5) Kurze Beschreibung des Auftrags oder Beschaf-
fungsvorhabens:
Los 1: Halogenfreies, zweischichtiges, robustes
Aluminiumkabel Klasse 5 nach IEC 60228, mit
flexibler, feindrähtigerAlu-Litze (Aderisolation
aus EPR vernetzt, Außenmantel aus Polyurethan
(TPU-FRNC)), in Anlehnung an DINVDE 0250-
813, optimiert für die geprüfte Anschlusstechnik
C8-Crimp, Mantelfarbe Schwarz.
Normen: Nennspannung 0.6 / 1 kV
IEC 60332-1 Flammwidrigkeit
IEC 60754-1 Halogenfreiheit
IEC 60754-2 Korrosivität der Brandgase
IEC 61034-1 Rauchgasdichte
IEC 60811-2-1 Ölbeständigkeit
EN 50396 Ozonbeständigkeit
ISO 4982-2 UV-Beständigkeit (Test A) Beständig
radioaktive Strahlung 5*105 Gy=50 MRad 
28.400m Aluminiumkabel 185 mm² 
Aufmachung auf Einwegtrommel 
(12 x 1200 m, 14 x 1000m)
13.400m Aluminiumkabel 240 mm² 
Aufmachung auf Einwegtrommel 
(7 x 1200 m, 5 x 1000m)
Mit dem Angebot ist 1 Stück Musterkabel (ca.
0,5-1m) abzugeben bzw. der Vergabestelle nach
Aufforderung innerhalb von 6 Kalendertagen
vorzulegen.
Los 2:
7000 m Kabel N2XH-O 1x95 mm2 RM 0,6/1KV
Mantelfarbe schwarz, nach VDE 0276-604, ohne

515



Dienstag, den 15. Juli 20141298 Amtl. Anz. Nr. 55

Funktionserhalt. Kabel auf Einwegtrommeln a
1000 m.

II.1.6) Gemeinsames Vokabular für öffentliche Aufträge:
(CPV) 

Hauptgegenstand: 31321200

II.1.7) Auftrag fällt unter das Beschaffungsübereinkom-
men (GPA): Nein

II.1.8) Lose: 

Aufteilung des Auftrags in Lose: Ja

Angebote sind möglich für ein oder mehrere Lose

II.1.9) Angaben über Varianten/Alternativangebote:

Varianten/Alternativangebote sind zulässig: Nein

II.2) Menge oder Umfang des Auftrags

II.2.1) Gesamtmenge bzw. -umfang:

Los 1: 28.400 m Aluminiumkabel 185 mm² Auf-
machung auf Einwegtrommel (12 x 1200 m, 14 x
1000 m); 13.400 m Aluminiumkabel 240 mm²
Aufmachung auf Einwegtrommel (7 x 1200 m, 5 x
1000m).

Los 2: 7000 m Kabel N2XH-O 1x95 mm2 RM
0,6/1KV Mantelfarbe schwarz, nach VDE 0276-
604, ohne Funktionserhalt. Kabel auf Einweg-
trommeln a 1000 m.

II.2.2) Angaben zu Optionen: Nein

II.2.3) Angaben zur Vertragsverlängerung: 

Dieser Auftrag kann verlängert werden: Nein

II.3) Vertragslaufzeit bzw. Beginn und Ende der Auf-
tragsausführung:

Beginn: 1. November 2014
Abschluss: 30. Dezember 2014

ABSCHNITT III: RECHTLICHE, WIRTSCHAFTLI-
CHE, FINANZIELLE UND TECHNISCHE ANGABEN

III.1) Bedingungen für den Auftrag

III.1.1) Geforderte Kautionen und Sicherheiten:

gemäß Vergabeunterlagen 

III.1.2) Wesentliche Finanzierungs- und Zahlungsbedin-
gungen und/oder Verweis auf die maßgeblichen
Vorschriften:

gemäß Vergabeunterlagen

III.1.3) Rechtsform der Bietergemeinschaft, an die der
Auftrag vergeben wird: 

gemäß Vergabeunterlagen

III.1.4) Sonstige besondere Bedingungen:

Für die Ausführung des Auftrags gelten beson-
dere Bedingungen: –

III.2) Teilnahmebedingungen

III.2.1) Persönliche Lage des Wirtschaftsteilnehmers so-
wie Auflagen hinsichtlich der Eintragung in
einem Berufs- oder Handelsregister

Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen:

– Aktueller Auszug aus dem Berufs- oder Han-
delsregisterauszug. Bieter, die ihren Sitz nicht
in der Bundesrepublik Deutschland haben,

haben entsprechende Bescheinigungen vorzu-
legen.

– Eigenerklärung, dass der Bieter seine Ver-
pflichtungen zur Zahlung von Steuern und
Abgaben ordnungsgemäß erfüllt hat.

– Eigenerklärung, dass der Bieter seine Beiträge
zur gesetzlichen Sozialversicherung ordnungs-
gemäß erfüllt hat.

– Eigenerklärung, dass die Voraussetzungen nach
§ 6 EG VOL/ A (Verurteilung nach §§ 129, 129 a,
129 b StGB; § 261 StGB; § 263 StGB; § 264
StGB; § 334 St GB; Art. 2 §§ 1 oder 2 IntBestG
und § 370 AO) nicht vorliegen.

III.2.2) Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähig-
keit: 

– Eigenerklärung, dass kein Insolvenzverfahren
eröffnet oder die Eröffnung beantragt worden
ist oder ein Antrag mangels Masse abgelehnt
wurde.

– Eigenerklärung, dass das Unternehmen sich
nicht in Liquidation befindet.

– Eigenerklärungen über den Gesamtumsatz der
letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahre
des Unternehmens.

III.2.3) Technische Leistungsfähigkeit: 

Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen:

– Vorlage von Referenzen für die Ausführung
vergleichbarer Leistungen mit Angabe der
Adresse, Ansprechpartner und deren Telefon-
nummer.

– Technische Datenblätter der Kabel.

– Musterkabel mit Angebot bzw. nach Aufforde-
rung durch die Vergabestelle für Los 1.

III.2.4) Angaben zu vorbehaltenen Aufträgen: –

III.3) Besondere Bedingungen für Dienstleistungs-
aufträge

III.3.1) Angaben zu einem besonderen Berufsstand: –

III.3.2) Für die Erbringung der Dienstleistung verant-
wortliches Personal: –

ABSCHNITT IV: VERFAHREN

IV.1) Verfahrensart

IV.1.1) Verfahrensart: Offen

IV.1.2) Beschränkung der Zahl der Wirtschaftsteilneh-
mer, die zur Angebotsabgabe bzw. Teilnahme auf-
gefordert werden: –

IV.1.3) Verringerung der Zahl der Wirtschaftsteilnehmer
im Laufe der Verhandlung bzw. des Dialogs: –

IV.2) Zuschlagskriterien

IV.2.1) Zuschlagskriterien: 

Das wirtschaftlich günstigste Angebot in Bezug
auf die nachstehenden Kriterien:

Kriterien Gewichtung

1. Preis 90 %

2. Lieferzeit 10 %
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IV.2.2) Angaben zur elektronischen Auktion

Eine elektronische Auktion wird durchgeführt:
Nein 

IV.3) Verwaltungsangaben

IV.3.1) Aktenzeichen beim öffentlichen Auftraggeber:
EO 010-14 XFEL

IV.3.2) Frühere Bekanntmachung(en) desselben Auf-
trags: Nein

IV.3.3) Bedingungen für den Erhalt von Ausschrei-
bungs- und ergänzenden Unterlagen bzw. der
Beschreibung:

Schlusstermin für die Anforderung von Unterla-
gen oder die Einsichtnahme: 31. Juli 2014, 12.00
Uhr.

Kostenpflichtige Unterlagen: Nein

IV.3.4) Schlusstermin für den Eingang der Angebote
oder Teilnahmeanträge: 19. August 2014, 10.00
Uhr.

IV.3.5) Tag der Absendung der Aufforderungen zur An-
gebotsabgabe bzw. zur Teilnahme an ausgewählte
Bewerber: –

IV.3.6) Sprache(n), in der (denen) Angebote oder Teil-
nahmeanträge verfasst werden können: 

Folgende Amtssprache(n) der EU: DE

IV.3.7) Bindefrist des Angebots: bis 10. Oktober 2014

IV.3.8) Bedingungen für die Öffnung der Angebote:

19. August 2014

Personen, die bei der Öffnung der Angebote
anwesend sein dürfen: Nein

ABSCHNITT VI: WEITERE ANGABEN

VI.1) Angaben zur Wiederkehr des Auftrags: 

Dies ist ein wiederkehrender Auftrag: Nein

VI.2) Angaben zu Mitteln der Europäischen Union: 

Auftrag steht in Verbindung mit einem Vorhaben
und/oder Programm, das aus Mitteln der Europä-
ischen Union finanziert wird: Nein

VI.3) Zusätzliche Angaben: –

VI.4) Rechtsbehelfsverfahren/Nachprüfungsverfahren

VI.4.1) Zuständige Stelle für Rechtsbehelfs-/Nachprü-
fungsverfahren

Vergabekammern des Bundes 
beim Bundeskartellamt
Villemomblerstraße 76, 53123 Bonn,
Deutschland

VI.4.2) Einlegung von Rechtsbehelfen: –

VI.4.3) Stelle, die Auskünfte über die Einlegung von
Rechtsbehelfen erteilt: –

VI.5) Tag der Absendung dieser Bekanntmachung: 

4. Juli 2014

ANHANG B

ANGABE ZU DEN LOSEN

Bezeichnung des Auftrags durch den öffentlichen Auf-
traggeber: Herstellung und Lieferung von Aluminiumka-

beln. Los 1 (185 mm2 und 240 mm2) und Los 2 Kupferkabel
N2XH-O1x95 mm2 RM.

Los-Nr. 1

Bezeichnung: –

1) Kurze Beschreibung:

Los 1: Halogenfreies, zweischichtiges, robustes
Aluminiumkabel Klasse 5 nach IEC 60228, mit
flexibler, feindrähtigerAlu-Litze (Aderisolation
aus EPR vernetzt, Außenmantel aus Polyurethan
(TPU-FRNC)), in Anlehnung an DINVDE 0250-
813, optimiert für die geprüfte Anschlusstechnik
C8-Crimp, Mantelfarbe Schwarz.

Normen: Nennspannung 0.6 / 1 kV
IEC 60332-1 Flammwidrigkeit
IEC 60754-1 Halogenfreiheit
IEC 60754-2 Korrosivität der Brandgase
IEC 61034-1 Rauchgasdichte
IEC 60811-2-1 Ölbeständigkeit
EN 50396 Ozonbeständigkeit
ISO 4982-2 UV-Beständigkeit (Test A) Beständig
radioaktive Strahlung 5*105 Gy=50 MRad

2) Gemeinsames Vokabular für öffentliche Auf-
träge (CPV)

Hauptgegenstand: 31321200

3) Menge oder Umfang: 

28.400m Aluminiumkabel 185 mm² 
Aufmachung auf Einwegtrommel (12 x 1200 m,
14 x 1000m)
13.400m Aluminiumkabel 240 mm² 
Aufmachung auf Einwegtrommel (7 x 1200 m, 
5 x 1000m)

4) Abweichung vom Beginn der Vergabeverfahren
und/oder von der Vertragslaufzeit: –

5) Zusätzliche Angaben zu den Losen: 

DESY behält sich eine losweise Vergabe vor!
Bitte das Angebotsformblatt beachten (Rabatt auf
Hohlpreis bei Gesamtvergabe für Los 1 und 2).

Los-Nr. 2

Bezeichnung: –

1) Kurze Beschreibung:

Los 2: 7000 m Kabel N2XH-O 1x95 mm2 RM
0,6/1KV Mantelfarbe schwarz, nach VDE 0276-
604, ohne Funktionserhalt. Kabel auf Einweg-
trommeln a 1000 m.

2) Gemeinsames Vokabular für öffentliche Auf-
träge (CPV)

Hauptgegenstand: 31321200

3) Menge oder Umfang: 

7000 m Kabel N2XH-O 1x95 mm2 RM 0,6/1KV

4) Abweichung vom Beginn der Vergabeverfahren
und/oder von der Vertragslaufzeit: –

5) Zusätzliche Angaben zu den Losen: 

DESY behält sich eine losweise Vergabe vor!
Bitte das Angebotsformblatt beachten (Rabatt auf
Hohlpreis bei Gesamtvergabe für Los 1 und 2).

Hamburg, den 4. Juli 2014
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Öffentliche Ausschreibung 
– Berichtigung –

a) Behörde für Wissenschaft und Forschung, 
vertreten durch die SpriAG – Sprinkenhof AG, 
Steinstraße 7, 20095 Hamburg,
Telefon: 040 / 3 39 54 - 0, Telefax: 040 / 3 39 54 - 279,
E-Mail: Thorsten.Kroeger@sprinkenhof.de 

b) Öffentliche Ausschreibung nach der Vergabe- und Ver-
tragsordnung für Bauleistungen – Teil A (VOB/A). 

c) Entfällt 
d) Bodenbelagsarbeiten für Sanierung Ostflügel bei

TUHH.
e) Hamburg-Harburg 
f) Vergabenummer: 7249-3-10

Ca. 470 m² Bodenbelag Linoleum; ca. 450 m² Bodenbe-
lag Teppich; ca. 62 m² Industrieparkett.

g) Entfällt
h) Entfällt 
i) Beginn: Oktober 2014, Ende: November 2014 
j) Nebenangebote sind nicht zugelassen. 
k) Anforderung der Vergabeunterlagen, sowie Verkauf, CD

und Einsichtnahme vom 1. Juli 2014 bis 22. Juli 2014,
10.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr,
Anschrift siehe Buchstabe a). 

l) Höhe des Kostenbeitrages: 30,– Euro
Erstattung: Nein
Zahlungsweise: per Banküberweisung
Schecks und Briefmarken werden nicht angenommen.
Empfänger: SpriAG – Sprinkenhof AG,
Kennwort: TUHH Ostflügel Bodenbelagsarbeiten 
Konto-Nr.: 1001 267 891, BLZ: 210 500 00,
IBAN: DE60210500001001267891, 
BIC: HSHNDEXXX,
Geldinstitut: HSH Nordbank AG 
Die Vergabeunterlagen werden nur versandt, wenn der
Nachweis über die Einzahlung vorliegt. Bei Bank- und
Postüberweisung bitte gleichzeitig Anforderungsschrei-
ben an die Anschrift Buchstabe o) schicken.

m) Entfällt 
n) Die Angebote können bis zum 29. Juli 2014, 11.00 Uhr

eingereicht werden. 
o) Anschrift: 

Sprinkenhof AG, Steinstraße 7, 20095 Hamburg 
p) Sie sind in deutscher Sprache abzufassen.
q) Die Eröffnung der Angebote findet statt am 29. Juli 2014

um 11.00 Uhr.
Anschrift: siehe Buchstabe o)
Bieter und ihre Bevollmächtigten.

r) siehe Vergabeunterlagen

s) Zahlungsbedingungen: siehe Vergabeunterlagen

t) Gesamtschuldnerisch haftende Arbeitsgemeinschaft mit
bevollmächtigtem Vertreter. 

u) Der Bieter hat zum Nachweis seiner Fachkunde, Leis-
tungsfähigkeit und Zuverlässigkeit auf Verlangen Anga-
ben gemäß § 6 Absatz 3 VOB/A zu machen. Auf Verlan-
gen hat der Bieter diese Angaben für eventuelle Nach-
unternehmen beizubringen. 

v) Die Zuschlagsfrist endet am 15. September 2014. 

w) Beschwerdestelle:
SpriAG – Sprinkenhof AG, Rechtsstelle,
Steinstraße 7, 20095 Hamburg 

Hamburg, den 23. Juni 2014
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Ausschreibung
gemäß § 12 Nummer 1 VOL/A

f &w fördern und wohnen AöR,
– Abteilung Beschaffungsmanagement –,
Grüner Deich 17, 20097 Hamburg,
Telefon: +49 / 040 / 428 35 - 33 29,
Telefax: +49 / 040 / 428 35 - 35 11

Die Ausschreibung AÖA 043-2014 „Wach- und Sicherheits-
dienstleistungen“ soll vergeben werden.

Die Unterlagen können schriftlich bis zum 6. August 2014
gegen einen Verrechnungsscheck in Höhe von 10,– Euro
unter dem Kennwort „AÖA 043-2014“ abgefordert werden.
Der Scheck muss dem Antrag beigefügt sein. Eine Rücker-
stattung ist ausgeschlossen.

Die Unterlagen können unter 
f &w fördern und wohnen AöR,
Poststelle EG, Submissionsstelle,
Grüner Deich 17, 20097 Hamburg
montags bis freitags von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr abgefordert
bzw. eingesehen werden.

Die Unterlagen können kostenfrei aus dem Internet ab dem
9. Juli 2014 unter folgender Adresse heruntergeladen werden:
www.foerdernundwohnen.de/Unternehmen/Ausschreibun-
gen/Ausschreibungen für Leistungen und Bauleistungen/
AÖA 043-2014

Für den Auftrag kommen nur Bieter in Betracht, die mit
einer Einreichung von Referenzen mit der in der zu verge-
benen Leistung vergleichbar sind.

Einreichfrist: 6. August 2014, 13.00 Uhr

Hamburg, den 9. Juli 2014
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